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Your Family Entertainment Aktiengesellschaft 

München 

- ISIN DE000A161N14 - 

Ordentliche Hauptversammlung 
am 24. Juni 2025, [●10:00 Uhr] (Mitteleuropäische Zeit) 

im Hotel Le Méridien München, Bayerstraße 41, 80335 München 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu TOP 6 

Zu Punkt 6 der Tagesordnung der Hauptversammlung am 24. Juni 2025 schlagen Vorstand und 
Aufsichtsrat die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2025 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen und 
zum Ausschluss des Bezugsrechts und die entsprechende Satzungsänderung vor. 

Der Vorstand erstattet gemäß § 203 Abs. 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 des Aktiengesetzes 
(AktG) über die Gründe für die Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre bei 
Ausgabe der neuen Aktien diesen Bericht, der im Internet unter 

https://www.yfe.tv/investor-relations/hauptversammlung/ 

zugänglich ist und während der Hauptversammlung zur Einsichtnahme ausliegt: 

Der Vorstand wurde durch Beschluss der Hauptversammlung vom 28. Juni 2022 ursprünglich 
ermächtigt, das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrates bis zum 27. Juni 2027 gegen Bar- 
und/oder Sacheinlage einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 7.117.321 zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2022). Dieses Genehmigte Kapital 2022 beträgt nach teilweiser Ausschöpfung 
derzeit noch EUR 6.038.767. 

Um in Bezug auf das genehmigte Kapital der Gesellschaft zukünftig wieder eine größtmögliche 
Flexibilität zu gewährleisten, soll ein weiteres genehmigtes Kapital geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 23. Juni 2030 einmalig oder mehrmalig um 
insgesamt bis zu EUR 1.617.831,00 gegen Bar- und/oder Sacheinlagen durch Ausgabe von bis zu 



 

 2  
 

Stück 1.617.831 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2025). 
Den Aktionären ist dabei grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch 
von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den 
Aktionären zum Bezug anzubieten. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. 

Der Vorstand soll ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrates Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen. Die Möglichkeit Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre 
auszunehmen, dient dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie 
Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgenommenen Aktien werden entweder durch Verkauf über 
die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. Der mögliche 
Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Darüber hinaus soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht 
der Aktionäre auszuschließen, wenn eine Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen 20 % des Grundkapitals 
nicht übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich 
unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Maßgeblich für die 20%-Grenze ist dabei entweder das zum 
24. Juni 2025, das zum Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung im Handelsregister oder das zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandene Grundkapital, je nachdem, zu welchem dieser 
Zeitpunkte der Grundkapitalbetrag am geringsten ist. Das bedeutet, dass der niedrigste dieser Beträge 
maßgeblich ist. Durch diese Vorgabe im Ermächtigungsbeschluss ist sichergestellt, dass auch im Falle 
einer Kapitalherabsetzung die 20%-Grenze in keinem Fall überschritten wird. Rechtsgrundlage für 
diesen Bezugsrechtsausschluss ist § 203 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG. 
Diese Möglichkeit des sogenannten „vereinfachten Bezugsrechtsausschlusses“ dient dem Interesse der 
Gesellschaft an der Erzielung eines bestmöglichen Preises bei der Ausgabe der neuen Aktien. Die 
Gesellschaft wird so in die Lage versetzt, sich aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung bietende 
Chancen schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen. Der durch eine marktnahe 
Preisfestsetzung erzielbare Ausgabebetrag führt in der Regel zu einem deutlich höheren Mittelzufluss 
je neuer Aktie als im Falle einer Aktienplatzierung mit Bezugsrecht. Durch den Verzicht auf die zeit- und 
kostenaufwendige Abwicklung des Bezugsrechts kann zudem der Eigenkapitalbedarf aus sich 
kurzfristig bietenden Marktchancen zeitnah gedeckt werden. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG 
eine Veröffentlichung des Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der Bezugsfrist. 
Angesichts der derzeitigen Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch in diesem Fall ein 
Marktrisiko, namentlich ein Kursänderungsrisiko, über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen bei 
der Festlegung des Veräußerungspreises und so zu nicht marktnahen Konditionen führen kann. Zudem 
kann die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugsrechts wegen der gesetzlich bestimmten Länge der 
Bezugsfrist von mindestens zwei Wochen nicht kurzfristig auf günstige Marktverhältnisse reagieren. 
Durch die vorgeschlagene Anrechnungsklausel, die im Falle des Gebrauchmachens von dieser 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG die Berücksichtigung des 
Ausschlusses des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
vorsieht, soll zudem sichergestellt werden, dass die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vorgesehene 20%-
Grenze unter Berücksichtigung aller Ermächtigungen mit der Möglichkeit des 
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Bezugsrechtsausschlusses nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG eingehalten wird. Die vorgeschlagene 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss liegt aus den genannten Gründen im Interesse der 
Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Da sich der Ausgabebetrag für die neuen Aktien am Börsenkurs zu 
orientieren hat und die Ermächtigung nur einen beschränkten Umfang hat, sind die Interessen der 
Aktionäre angemessen gewahrt. Die Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre relative Beteiligung durch 
einen Zukauf über die Börse aufrechtzuerhalten. 

Auch soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung der 
Aktien zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder zum Zwecke des Erwerbs 
von Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt. Hierdurch sollen Unternehmensakquisitionen 
erleichtert werden. Die Gesellschaft agiert auf dem sich schnell entwickelnden Medienmarkt, in dem sie 
ihre Marktposition stetig verfestigen und stärken muss. Hierzu gehört es auch, andere Unternehmen 
oder Unternehmensteile zu erwerben bzw. sich an anderen Unternehmen zu beteiligen. Im Rahmen 
solcher Akquisitionen bestehen Verkäufer nicht selten darauf, Aktien als Gegenleistung zu erhalten, da 
dies für sie attraktiver sein kann als ein Barverkauf. Die Möglichkeit, Aktien als Akquisitionswährung 
einzusetzen, gibt der Gesellschaft den notwendigen Spielraum, sich bietende Erwerbsgelegenheiten 
schnell und flexibel auszunutzen. Hierfür muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden 
können. Da derartige Akquisitionen meist kurzfristig erfolgen, können sie in der Regel nicht von der nur 
einmal jährlich stattfindenden Hauptversammlung beschlossen werden. Es bedarf eines genehmigten 
Kapitals, auf das der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zugreifen kann. Die 
Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch die Ausgabe von Aktien der 
Gesellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vorteil, dass eine Belastung der Liquidität 
vermieden wird. Zwar kommt es bei einem Bezugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der 
Beteiligungsquote der Aktionäre; die Nutzung von Aktien als Akquisitionswährung sowie zur 
Einbringung von Forderungen gegen die Gesellschaft wäre jedoch bei eingeräumtem Bezugsrecht nicht 
möglich. Im Rahmen einer jeden Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
wird der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft sowie 
des Interesses der Aktionäre am Schutz ihrer Beteiligungsquote von dem eingeräumten genehmigten 
Kapital sowie der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss Gebrauch machen wird. Nur wenn den 
Belangen der Aktionäre gebührend Rechnung getragen wird und der Aufsichtsrat dem zustimmt, wird 
das Kapital der Gesellschaft auf diesem Weg erhöht. 

Schließlich soll der Vorstand ermächtigt sein, mit Zustimmung des Aufsichtsrates das Bezugsrecht der 
Aktionäre auszuschließen, soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft 
ausgegebenen Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 
dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen 
würde. Options- oder Wandelschuldverschreibungen sind zur Erleichterung der Platzierbarkeit am 
Kapitalmarkt regelmäßig mit einem Verwässerungsschutz versehen. Als Verwässerungsschutz üblich 
ist ein Geldausgleich oder wahlweise die Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises bzw. eine 
Anpassung des Umtauschverhältnisses. Daneben sehen Options- und 
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Wandelschuldverschreibungsbedingungen üblicherweise vor, dass insbesondere im Fall einer 
Kapitalerhöhung unter Einräumung eines Bezugsrechts für die Aktionäre den Inhabern oder Gläubigern 
von Options- oder Wandlungsrechten bzw. den Schuldnern von Options- oder Wandlungspflichten 
anstelle eines Verwässerungsschutzes durch die vorgenannten Mechanismen ein Bezugsrecht auf 
neue Aktien eingeräumt werden kann, wie es auch den Aktionären zusteht. Sie werden, wenn der 
Vorstand von dieser Möglichkeit Gebrauch macht, so gestellt, als ob sie ihr Options- oder 
Wandlungsrecht bereits ausgeübt bzw. ihre Options- oder Wandlungspflicht bereits erfüllt hätten. Dies 
hat den Vorteil, dass die Gesellschaft – im Gegensatz zu einem Verwässerungsschutz durch 
Ermäßigung des Options- oder Wandlungspreises bzw. durch eine Anpassung des 
Umtauschverhältnisses – einen höheren Ausgabebetrag für die bei der Optionsausübung oder 
Wandlung auszugebenden Aktien erzielen kann und dafür auch keinen Geldausgleich leisten muss. Um 
dies zu erreichen, ist insoweit ein Bezugsrechtsausschluss erforderlich. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat die Ermächtigungen zum 
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Gründen auch unter 
Berücksichtigung des bei Ausnutzung der betreffenden Ermächtigung zu Lasten der Aktionäre 
eintretenden Verwässerungseffekts für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für 
angemessen.  

Über die Einzelheiten jeder Ausnutzung der Ermächtigungen zum Bezugsrechtsausschluss wird der 
Vorstand der Hauptversammlung berichten. 

München, im Mai 2025 

Your Family Entertainment Aktiengesellschaft 
Der Vorstand 


